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393. Bundesgesetz: Anti-Marktstörungsgesetz
3 9 4 . Verordnung: Änderung der Pflichtzahl nach dem Invalideneinstellungsgesetz 1969 für

die Betriebe der österreichischen Fleischwarenindustrie
3 9 5 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes

1. der B 151 Attersee Straße im Bereich der Gemeinden Unterach am Atter-
see und Innerschwand
2. der B 138 Pyhrnpaß Straße im Bereich der Gemeinden Windischgarsten,
Roßleithen, Edlbach und Spital am Pyhrn

396. Kundmachung: Zurückziehung der Erklärung Griechenlands gemäß Artikel 7 des Euro-
päischen Abkommens über die Regelung des Personenverkehrs zwischen
den Mitgliedstaaten des Europarates sowie die Ergänzung des Anhanges
durch Griechenland

397 . Kundmachung: Ratifikation des Übereinkommens über das auf die Form letztwilliger
Verfügungen anzuwendende Recht durch die Schweiz

3 9 8 . Handelsabkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regierung der
Republik Korea

3 9 3 . Bundesgesetz vom 24. Juni 1971
über Maßnahmen zur Vermeidung von
Schädigungen der österreichischen Wirtschaft
durch marktstörende Einfuhren (Anti-Markt-

störungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Werden Waren in einer solchen Menge
und unter solchen Umständen in das Zollgebiet
eingeführt, daß hiedurch für den gleichartige
Waren (§ 15 des Antidumpinggesetzes 1971,
BGBl. Nr. 384) herstellenden inländischen
Wirtschaftszweig eine bedeutende Schädigung
(§12 Abs. 1 und 2 sowie § 13 Abs. 1 des Anti-
dumpinggesetzes 1971) verursacht wird oder
verursacht zu werden droht, kann der Bundes-
minister für Handel, Gewerbe und Industrie im
Einvernehmen mit dem Bundesminister für
Finanzen unter Bedachtnahme auf bestehende
völkerrechtliche Verpflichtungen und gesamt-
wirtschaftliche Interessen, insbesondere auf Vor-
schlag der Bundeskammer der gewerblichen
Wirtschaft, des Österreichischen Arbeiterkam-
mertages oder der Präsidentenkonferenz der
Landwirtschaftskammern Österreichs, für solche
Waren durch Verordnung Richtpreise festsetzen.

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
sind auf die Einfuhr von Waren nicht anzu-
wenden, soweit diese Gegenstand von Ermitt-
lungen oder einer Verordnung nach dem Anti-
dumpinggesetz 1971 sind.

§ 2. (1) Die Richtpreise sind in jener Höhe
festzusetzen, die ausreicht, um die bedeutende
Schädigung zu beheben oder zu verhüten. Sie
dürfen jedoch nicht überschreiten:

1. bei Waren, die der börsenmäßigen Notierung
unterliegen, die Notierung jener Börse, die
für das internationale Preisniveau bestimmend
ist;

2. bei Waren, die der börsenmäßigen Notierung
nicht unterliegen,

a) den Durchschnitt von repräsentativen
österreichischen Exportpreisen für gleich-
artige Waren, oder — falls dieser nicht
feststellbar ist — den Durchschnitt von
vergleichbaren Erzeugerpreisen für gleich-
artige Waren in hiefür in Betracht kom-
menden Erzeugerländern im Falle des Ver-
kaufes zur laufenden Ausfuhr, oder
— falls auch dieser nicht feststellbar ist —
im Falle des Verkaufes zur dortigen Ver-
wendung, oder

b) wenn die Feststellung von Durchschnitts-
preisen nach lit. a wegen der Qualitätsviel-
falt nicht möglich ist, den niedrigsten,
österreichischen Exportpreis im normalen
Handelsverkehr für gleichartige Waren,
oder — wenn dieser nicht feststellbar ist —
jenen Preis, der für gleichartige Waren als
Exportpreis in Rechnung gestellt werden
würde, wobei jene Kostenfaktoren zu be-

6 225



2044 108. Stück — Ausgegeben am 12. Oktober 1971 — Nr. 394

rücksichtigen sind, die einem erzielbaren
österreichischen Exportpreis zugrunde
liegen würden.

(2) Ein gemäß Abs. 1 festzusetzender Richt-
preis darf den niedrigsten österreichischen Ex-
portpreis oder den Preis, der für gleichartige
Waren als Exportpreis in Rechnung gestellt wer-
den würde, um höchstens 5% unterschreiten.

(3) Soweit eine Mitwirkung des Bundesmini-
sters für Finanzen bei der Durchführung von
Erhebungen zur Festsetzung eines Richtpreises
notwendig ist, sind die Bestimmungen der
§§ 143 ff. der Bundesabgabenordnung, BGBl.
Nr. 194/1961, sinngemäß anzuwenden. Das Er-
gebnis derartiger Erhebungen darf nur für
Zwecke der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
verwendet werden.

§ 3. Für die Begutachtung, Kundmachung und
Geltungsdauer einer Verordnung gemäß § 1
Abs. 1 sind die §§ 22 Abs. 4, 24, 31, 32 und 33
des Antidumpinggesetzes 1971 sinngemäß an-
zuwenden.

§ 4. (1) Werden Waren, für die ein Richtpreis
festgesetzt wurde, zu Preisen eingeführt, die
unter dem festgesetzten Richtpreis liegen, so
ist eine Abgabe in der Höhe des Unterschieds-
betrages zwischen dem Einfuhrpreis, frei öster-
reichische Grenze, unverzollt, und dem festge-
setzten Richtpreis zu erheben.

(2) Diese Abgabe ist eine ausschließliche Bun-
desabgabe.

§ 5. Eine Abgabe ist nicht zu erheben, wenn
nachgewiesen wird, daß die Ware im Zeitpunkt
des Inkrafttretens der Verordnung gemäß § 1
Abs. 1 bereits zum Versand direkt nach Öster-
reich gebracht wurde, nicht später als vier
Monate nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens
erstmals zollhängig wurde und spätestens einen
Monat nach der ersten Zollhängigkeit dem Zoll-
amt zur Abfertigung zum freien Verkehr ge-
stellt wird. Die Abgabe ist jedoch zu erheben,
wenn die Ware im Zeitpunkt der Versendung
Gegenstand einer Verordnung nach § 1 Abs. 1
dieses Bundesgesetzes oder einer Verordnung
nach § 4 Abs. 1 des Antidumpinggesetzes 1967,
BGBl. Nr. 227, zur Durchführung von dessen
§ 1 lit. c war.

§ 6. (1) Die Erhebung der Abgabe obliegt den
Zollämtern.

(2) Auf die Erhebung der Abgabe sind, soweit
in diesem Bundesgesetz nichts anderes bestimmt
ist, die für den Zoll geltenden bundesgesetz-
lichen Vorschriften, insbesondere das Zollgesetz
1955, BGBl. Nr. 129, das Zolltarifgesetz 1958,
BGBl. Nr. 74, die Bundesabgabenordnung, BGBl.
Nr. 194/1961, sowie das Finanzstrafgesetz, BGBl.
Nr. 129/1958, sinngemäß anzuwenden.

(3) Der Verfügungsberechtigte hat in der
Warenerklärung (§ 52 Zollgesetz 1955) auch
alle für die Erhebung der Abgabe nach diesem
Bundesgesetz erforderlichen Angaben über die
Waren, insbesondere über deren Menge, Art und
Beschaffenheit und deren Einfuhrpreis, frei
österreichische Grenze, unverzollt, zu machen,
sofern diese Angaben nicht bereits auf Grund
der zollrechtlichen Bestimmungen in der Waren-
erklärung gemacht worden sind.

§ 7. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit der
Maßgabe in Kraft, daß es auf Waren anzuwen-
den ist, die nach dem 31. Dezember 1971 zur
Abfertigung zum freien Verkehr gestellt wer-
den oder — sofern es sich um im Eingang vor-
gemerkte Waren handelt — deren Zollabrech-
nung nach diesem Zeitpunkt durchzuführen ist
oder für die nach diesem Zeitpunkt die Zoll-
schuld kraft Gesetzes entstanden ist.

(2) Dieses Bundesgesetz tritt am 31. Dezember
1975 außer Kraft.

(3) § 5 des Zolltarifgesetzes 1958 ist für die
Dauer der Gültigkeit dieses Bundesgesetzes nicht
anzuwenden.

§ 8. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist, soweit in diesem Bundesgesetz nichts
anderes bestimmt ist, der Bundesminister für
Handel, Gewerbe und Industrie betraut, hinsicht-
lich des § 1 Abs. 1 im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Finanzen; betrifft die Voll-
ziehung des § 1 Abs. 1 Waren, bezüglich derer
für die Erteilung von Ein- oder Ausfuhrbewilli-
gungen nach dem Außenhandelsgesetz 1968,
BGBl. Nr. 314, der Bundesminister für Land-
und Forstwirtschaft zuständig ist, so ist auch
mit diesem das Einvernehmen herzustellen.

(2) Mit der Vollziehung der §§ 4 bis 6 und
des § 7 Abs. 1 ist der Bundesminister für Fi-
nanzen betraut.

(3) Mit der Vollziehung des § 3 ist hinsicht-
lich der sinngemäßen Anwendung des § 32
Abs. 3 des Antidumpinggesetzes 1971 der Bun-
desminister für Justiz betraut.

Jonas
Häuser Staribacher Gratz Broda

394. Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 22. September 1971
über die Änderung der Pflichtzahl nach dem
Invalideneinstellungsgesetz 1969 für die
Betriebe der österreichischen Fleischwaren-

industrie

Auf Grund des § 1 Abs. 4 des Invaliden-
einstellungsgesetzes 1969, BGBl. Nr. 22/1970,
wird nach Anhörung des Beirates (§ 10 Abs. 2
des Invalideneinstellungsgesetzes 1969) verordnet:
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Artikel I

Die gemäß § 1 Abs. 1 des Invalideneinstellungs-
gesetzes 1969, BGBl. Nr. 22/1970, festgesetzte
Beschäftigungspflicht wird für die Betriebe der
österreichischen Fleischwarenindustrie insoweit
geändert, als auf 20 Dienstnehmer mindestens
ein Invalider und auf je 35 weitere Dienstnehmer
mindestens ein weiterer Invalider zu beschäftigen
ist.

Artikel II
Diese Verordnung ist erstmals bei der Ermitt-

lung der Ausgleichstaxe (§ 9 des Invalidenein-
stellungsgesetzes 1969, BGBl. Nr. 22/1970) für
das Jahr 1971 anzuwenden.

Häuser

3 9 5 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 1. Oktober 1971
betreffend die Bestimmung des Straßenver-

laufes
1. der B 151 Attersee Straße im Bereich der
Gemeinden Unterach am Attersee und

Innerschwand
2. der B 138 Pyhrnpaß Straße im Bereich der
Gemeinden Windischgarsten, Roßleithen,

Edlbach und Spital am Pyhrn

Auf Grund des § 4 Abs. 1 Bundesstraßen-
gesetz 1971 (BStG 1971), BGBl. Nr. 286, wird
verordnet:

1. Der Straßenverlauf der B 151 Attersee
Straße wird im Bereich der Gemeinden Unterach
am Attersee wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse zweigt
bei km 31,430 (alt) von der bestehenden Trasse
der Attersee Straße ab und verläuft in einem
flachen Bogen bis km 32,600 (alt) südlich der
alten Trasse der Attersee Straße. Von km 32,600
(alt) bis km 32,840 (alt) benützt sie die bestehende
Straßentrasse und führt anschließend von
km 32,840 (alt) bis km 33,170 (alt) nördlich der
bestehenden Straßentrasse. Bei km 34,360 (alt)
verläßt sie sodann die alte Straßentrasse und
verläuft südlich von dieser bis km 34,650. Von
dort an benützt sie mit Ausnahme eines Teil-
stückes von km 35,570 bis km 35,900 (alt) wieder
die alte Trasse der Attersee Straße.

2. Der Straßenverlauf der B 138 Pyhrnpaß
Straße wird im Bereich der Gemeinden Win-
dischgarsten, Roßleithen, Edlbach und Spital am
Pyhrn wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse zweigt
bei km 67,65 (alt) von der bestehenden Trasse
der B 138 Pyhrnpaß Straße ab, folgt in südöst-
licher Richtung südwestlich der Bahntrasse der

Bahnlinie Linz—Selzthal, kreuzt die Bezirks-
straße Nr. 1316 „Gleinkerseestraße" bei km 1,2,
die Trasse der ÖBB in Bahn-km 83,767 niveau-
frei und bindet bei km 72,31 (alt) wieder in die
bestehende Trasse der Pyhrnpaß Straße ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrassen
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Oberösterreichischen
Landesregierung und bei den Gemeinden Unter-
ach am Attersee und Innerschwand bzw. Win-
dischgarsten, Roßleithen, Edlbach und Spital am
Pyhrn aufliegenden Planunterlagen zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 (BStG 1971)
findet auf die vorangeführten Straßenteile An-
wendung.

Moser

3 9 6 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 23. September 1971 betreffend die Zu-
rückziehung der Erklärung Griechenlands ge-
mäß Artikel 7 des Europäischen Abkommens
über die Regelung des Personenverkehrs zwi-
schen den Mitgliedstaaten des Europarates
vom 13. Dezember 1957 sowie die Ergänzung

des Anhanges durch Griechenland

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates hat die griechische Regierung mit
Schreiben vom 22. Jänner 1965 ihre im BGBl.
Nr. 267/1958 kundgemachte Erklärung gemäß
Artikel 7 des Europäischen Abkommens über die
Regelung des Personenverkehrs zwischen den
Mitgliedstaaten des Europarates (BGBl. Nr. 175/
1958, letzte Kundmachung BGBl. Nr. 156/1969)
zurückgezogen.

Ferner hat Griechenland gemäß Artikel 11 des
Abkommens nachstehende Liste von Ausweis-
dokumenten zur Anfügung an den Anhang zum
erwähnten Abkommen vorgelegt:

Von den Vertragschließenden Parteien des er-
wähnten Abkommens sind keine Einwendungen
gegen die Liste erhoben worden. Diese Liste gilt
daher als gemäß Artikel 11 des Abkommens mit
Wirkung vom 9. April 1965 dem Anhang ange-
fügt.

Kreisky
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3 9 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 23. September 1971 betreffend die
Ratifikation des Übereinkommens vom
5. Oktober 1961 über das auf die Form letzt-
williger Verfügungen anzuwendende Recht

durch die Schweiz

Nach Mitteilung der Königlich Nieder-
ländischen Botschaft in Wien hat die Schweiz

am 18. August 1971 ihre Ratifikationsurkunde
zum Übereinkommen über das auf die Form
letztwilliger Verfügungen anzuwendende Recht
(BGBl. Nr. 295/1963, letzte Kundmachung be-
treffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 382/
1971) mit dem in Art. 10 vorgesehenen Vor-
behalt hinterlegt.

Kreisky

3 9 8 . Handelsabkommen zwischen der Österreichischen Bundesregierung und der Regie-
rung der Republik Korea

(Übersetzung)

HANDELSABKOMMEN ZWISCHEN DER
ÖSTERREICHISCHEN BUNDESREGIE-
RUNG UND DER REGIERUNG DER

REPUBLIK KOREA

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Republik Korea haben, vom
Wunsche geleitet, die wirtschaftlichen Beziehun-
gen zwischen den beiden Staaten weiter zu ent-
wickeln, folgendes vereinbart:

Artikel I

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Republik Korea werden alle geeig-
neten Maßnahmen ergreifen, um die wirtschaft-
lichen Beziehungen zwischen den beiden Ver-
tragschließenden Teilen weiter zu entwickeln
und den gegenseitigen Güteraustausch zu fördern.

Artikel II

1. Die Vertragschließenden Teile gewähren ein-
ander auf dem Gebiete der Zölle, der Zoll-
formalitäten sowie der Eingangsabgaben beim
Export und Import von Waren mit Ursprung
im Gebiet eines der beiden Vertragschließen-
den Teile die Meistbegünstigung nach Maßgabe
der Bestimmungen des Allgemeinen Zoll- und
Handelsabkommens sowie aller im Rahmen
dieses Abkommens geschlossenen sonstigen
Vereinbarungen.

2. Die Vertragschließenden Teile stimmen dem-
entsprechend überein, daß die Meistbegün-
stigung sich insbesondere nicht auf Vorteile,
Zugeständnisse und Befreiungen bezieht, die
einer der Vertragschließenden Teile gewährt
oder gewähren wird
a) angrenzenden Staaten zur Erleichterung

des Grenzverkehrs,
b) den Staaten, die mit ihm einer Zone des

freien oder präferenziellen Handels ange-
hören, die bereits besteht oder in Zukunft
geschaffen wird,
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c) dritten Staaten in Anwendung multilatera-
ler Abmachungen, an denen der andere
Vertragschließende Teil nicht teilnimmt.

Artikel III

Der Zahlungsverkehr zwischen den Vertrag-
schließenden Teilen wird nach Maßgabe der in
Kraft stehenden innerstaatlichen Rechtsvorschrif-
ten und der einschlägigen Bestimmungen des
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens in
frei konvertierbaren Währungen abgewickelt.

Artikel IV

1. Eine aus Vertretern der beiden Vertrag-
schließenden Teile gebildete Gemischte Kom-
mission wird die Durchführung des vorliegen-
den Abkommens überwachen. Diese Kommis-
sion wird die Aufgabe haben, geeignete Vor-
schläge zur Verbesserung der wirtschaftlichen
Beziehungen zwischen den Vertragschließenden
Teilen sowie zur Behebung allfälliger Schwie-
rigkeiten im gegenseitigen Handels- und Zah-
lungsverkehr zu erstatten.
Die Gemischte Kommission wird auf Wunsch
eines der beiden Vertragschließenden Teile
innerhalb einer Frist von 90 Tagen zusammen-
treten.

2. Die Tagungen der Gemischten Kommission
werden abwechselnd in Österreich und in der
Republik Korea stattfinden.

Artikel V

Das vorliegende Abkommen tritt 60 Tage nach
seiner Unterzeichnung in Kraft und bleibt so-
lange in Geltung, als es nicht von einem der
Vertragschließenden Teile unter Einhaltung einer
Frist von 90 Tagen schriftlich gekündigt wird.

Zu Urkund dessen, haben die Unterzeichneten,
die von ihren Regierungen hiezu ordnungsgemäß
bevollmächtigt wurden, dieses Abkommen unter-
fertigt und mit Siegeln versehen.

Geschehen zu Wien, am 1. September 1971,
in englischer Sprache.

Für die Bundesregierung der Republik Öster-
reich:

Dr. Josef Meisl m. p.

Für die Regierung der Republik Korea:

Sung Ga Lee m. p.

Das vorliegende Abkommen tritt gemäß seinem Artikel V am 31. Oktober 1971 in Kraft.

Kreisky
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